
   
 

Monitoring KW 17 
Bundesrat fordert Mutterschutz für Selbständige 

Selbständige sollen während der Schwangerschaft und nach der Entbindung die gleichen 

Mutterschutzleistungen erhalten wie Arbeitnehmerinnen.  

Dies fordert der Bundesrat von der Bundesregierung in einer Entschließung, die auf eine Initiative 

von Nordrhein-Westfalen und Hamburg zurückgeht. 

Der Bundesrat begründet seine Forderung mit dem immer noch auffällig niedrigen Anteil von 

Frauen bei Unternehmensgründungen und in der Geschäftsführung von Start-Ups sowie kleinen 

und mittleren Unternehmen. Besonders Unternehmerinnen im Handwerk seien betroffen.  

Die deutsche Rechtsordnung enthalte Regelungen für Arbeitnehmerinnen, Beamtinnen und 

Richterinnen - nicht jedoch für Selbständige. Es sollen gleichwertige Verhältnisse in Bezug auf 

die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geschaffen werden, um den Frauenanteil unter den 

Selbständigen zu erhöhen. Daher sei es notwendig, die bestehenden Nachteile für selbständige 

Schwangere oder Mütter in der Zeit nach der Entbindung abzubauen, um so einen wichtigen 

Beitrag zur Gleichstellung von Frauen und Männern zu leisten.  

Die Entschließung wird der Bundesregierung zugeleitet. Diese entscheidet, wann sie sich mit 

den Länderforderungen befasst. Feste Fristvorgaben gibt es hierfür nicht. 

BEG IV im Bundesrat 

Das Bürokratieentlastungsgesetz IV (BEG IV) wurde im Bundesrat besprochen. Das Land Baden-

Württemberg setzte hierbei einige Änderungen durch.  

Im Rahmen der Bundesratsbefassung zum Vierten Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) hat 

sich Baden-Württemberg mit 13 Anträgen für mehr Bürokratieabbau durchgesetzt. „Die heutigen 

Beschlüsse sind gute Nachrichten für unsere Wirtschaft. Wir kommen bei dem für unsere 

Unternehmen so wichtigen Thema Bürokratieabbau voran. Jetzt muss aber auch die 

Bundesregierung mitziehen“, sagte Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, Ministerin für Wirtschaft, Arbeit 

und Tourismus. 

Die erfolgreichen Änderungsanträge Baden-Württembergs beinhalten unter anderem 

Forderungen an die Bundesregierung, die AGB-Änderungspraxis und die Antragsverfahren zur 



   
 
Elternzeit zu vereinfachen sowie dafür zu sorgen, dass Arbeitgeber von der Pflicht befreit 

werden, Gesetzestexte in Papierform im Betrieb aushängen zu müssen. Außerdem fordert der 

Bundesrat auf Anregung Baden-Württembergs die Bundesregierung auf, in allen Ressorts 

Dokumentations- und Berichtspflichten auf Streichpotenzial zu überprüfen. Zudem soll sich die 

Bundesregierung auf EU-Ebene mit Nachdruck für eine Vereinfachung der Anforderungen für 

kleine und mittlere Unternehmen im Rahmen der Nachhaltigkeitsberichterstattung einsetzen. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren geht es nur darum, die zusätzlichen Maßnahmen zum 

Bürokratieabbau in Umsetzung zu bringen. 

Neuauflage des InnovationCamp Baden-Württemberg sieht künftig drei Standorte vor 

Das „InnovationCamp BW“ soll neuauferlegt werden und dabei an drei Standorten sein  

Das InnovationCamp Baden-Württemberg ist ein Format zur Stärkung der Innovationsfähigkeit 

kleiner und mittelständischer Unternehmen (KMU) aus Baden-Württemberg. Dieses wird in der 

neuen Förderperiode auf drei Standorte erweitert. Neben dem etablierten Standort im Silicon 

Valley an der Westküste der USA werden Standorte im Großraum Boston (USA) und Tel Aviv 

(Israel) neu in das Programm mitaufgenommen. 

Erklärtes Ziel des InnovationCamp ist es, von Partnern in führenden Innovationsregionen 

weltweit zu lernen und die Innovationskraft des baden-württembergischen Mittelstands weiter 

zu stärken. Durch die Erweiterung des Förderprogramms auf drei Standorte erhalten 

Unternehmen und Institutionen der Wirtschaft sowie der angewandten Forschung nun auch 

gezielte Einblicke in das Start-up- und Innovationsökosystem von Tel Aviv und die 

Wissenschafts- und Innovationsregion im Großraum Boston.  

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, dazu: „Für Baden-

Württemberg als führender deutscher Technologiestandort ist es von immenser Bedeutung, die 

Innovationskraft im Land weiter zu erhöhen sowie die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 

auf internationaler Ebene voranzutreiben. Das InnovationCamp Baden-Württemberg ist ein 

herausragendes Leuchtturmprojekt, das unseren Unternehmen ein tiefes Eintauchen in die 

weltweit führenden Innovationszentren und deren besten Praktiken ermöglicht. Mit der 

Erweiterung auf drei Standorte können wir die Vernetzung von baden-württembergischen 

Unternehmen mit den Innovationsakteuren der regionalen Innovations-Ökosysteme so 



   
 
unterstützen, dass es passgenau auf ihr Geschäftsmodell und ihre Produkt- und 

Dienstleistungsidee einzahlt.“ 

Förderrunde Strategiedialog Bezahlbares Wohnen und innovatives Bauen 

Der Strategiedialog „Bezahlbares Wohnen und innovatives Bauen“ (SDB) der Landesregierung 

schlägt weitere zwölf Projekte zur Förderung vor.  

Dabei handelt es sich um Projekte, die auf die Ziele des SDB einzahlen: bezahlbaren Wohnraum 

schaffen, ökologisches Bauen und Sanieren sowie die Transformation und Digitalisierung der 

Bauwirtschaft vorantreiben. Das gaben Ministerpräsident Winfried Kretschmann, Bauministerin 

Nicole Razavi und Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut am Dienstag (23. April) in 

Stuttgart bekannt.  

Das Förderbudget beträgt knapp zwei Millionen Euro. Von den 30 eingereichten Projektskizzen 

haben zwölf die erste Hürde genommen. Die Bewerber haben nun die Möglichkeit, ihre Skizzen 

zu Vollanträgen auszuarbeiten.  

Mit dem Strategiedialog „Bezahlbares Wohnen und innovatives Bauen“ arbeitet die baden-

württembergische Landesregierung an den großen Herausforderungen in den Bereichen Planen, 

Bauen und Wohnen. Die Experten des Strategiedialogs arbeiten in drei Themensäulen daran, 

bessere Voraussetzungen für mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen (Themensäule I), das 

Bauen und den Bestand klimagerechter zu gestalten (Themensäule II) sowie die Digitalisierung 

und die Transformation der Bauwirtschaft voranzutreiben (Themensäule III). Das Format soll 

konkrete Arbeitsergebnisse wie etwa Modellprojekte und Vorschläge für bessere regulatorische 

Rahmenbedingungen hervorbringen, die umgesetzt und in die Fläche getragen werden können.  

  

 


